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Themenschwerpunkt

Prof. Dr. Martin Brüggemeier, Hochschule für Technik und Wirtschaft, Berlin

„Easy Government“ – Abbau von Bürokratie im 
Verwaltungsvollzug durch IT
In modernen pluralistischen Ge-
sellschaften, die den sozialen 
Frieden und den Schutz der na-
türlichen Lebensgrundlagen wah-
ren wollen, sind rechtsstaatlich 
verantwortete formale Verfah-
ren auch in Zukunft unentbehr-
lich. Aber nicht alle Bürokratie 
ist notwendig, um die angestreb-
ten politisch-regulatorischen Zie-
le zu erreichen – im Gegenteil. Es 
sind vor allem die überflüssigen, 
zeitintensiven, nervenaufreiben-
den, kostspieligen und mitunter 
gar als schikanös empfundenen 
Erscheinungsformen von Büro-
kratie, welche die Wirksamkeit, 
Akzeptanz und das Ansehen von 
staatlich-administrativem Han-
deln seit jeher massiv belasten. 
Überflüssige Bürokratie belastet 
nicht nur die Wirtschaft, sondern 
auch die Bürger und – was noch 
immer häufig vergessen wird –  
vor allem auch die Verwaltung 
selbst. Dabei spielen nicht nur 
monetär messbare Bürokratiekos-
ten eine Rolle, sondern vor allem 
auch subjektive Belastungen und 
unnötige Belästigungen im Voll-
zug von Regelungen. 

Durch den starken Fokus auf 
Vorschriftenabbau und bessere 
Rechtsetzung wurde bislang noch 
weitgehend übersehen, welche 
umfangreichen Potenziale in ei-
nem bürokratiesparenden, unauf-
dringlichen und überflüssigen In-
teraktionsaufwand vermeidenden 
Verwaltungsvollzug schlummern.1  
Die Erschließung dieser Potenzia-
le wird in einem Organisationskon-
zept für föderales E-Governmen-
tin der Schweiz mit dem Slogan 
„Easy Government“ treffend auf 
den Punkt gebracht.2

Bürokratieabbau im Verwaltungs-
vollzug beginnt bei einer besseren, 
zielgruppen- und anliegengerech-
ten Vorabinformation der Adres-
saten. Der Behördenfinder / LeiKa-
plus und D115 weisen beispiels-
weise in die richtige Richtung. 
Das Lebens- bzw. Unternehmens-
lagenprinzip kann dabei nützlich 
sein, um den Interaktionsaufwand 
für die Adressaten zu senken. On-
tologie-basierte IT-Systeme er-
möglichen es, dass die Adressa-
ten ihre Lebenslage als subjekti-
ve, „lebensweltliche Lebenslage“ 
selber definieren können, statt in 
ein vordefiniertes Lebenslagen-
Schema der Verwaltung gepresst 
zu werden.

Des Weiteren lassen sich Verfah-
renserleichterungen durch eine 
Bündelung des Zugangs zu Leis-
tungen realisieren. Solche Strate-
gien firmieren unter dem bekann-
ten Leitbild der „One-Stop-Verwal-
tung“ und finden sich in der Pra-
xis in unterschiedlichen Varianten. 
Die belastende Komplexität von 
Bürokratie verflüchtigt sich für die 
Adressaten unsichtbar hinter einer 
benutzerfreundlichen Oberfläche 
im Backoffice Verwaltung. Inwie-
weit hierdurch die Spürbarkeit von 
Bürokratie tatsächlich verringert 
wird, hängt davon ab, ob der Zu-
gang zum Leistungsangebot ohne 
Rücksicht auf Zuständigkeiten ge-
bündelt wurde. Oftmals wird frei-
lich vergessen, dass den Betroffe-
nen eine Verschonung mit büro-
kratischen Zumutungen im Zweifel 
lieber ist, als deren serviceorien-
tierte Verfreundlichung durch eine 
schicke One-Stop-Lösung. 

An diesem Punkt setzen Zugangs- 
und Verfahrenserleichterungen an, 

bei denen die Proaktivität des Ver-
waltungshandelns im Mittelpunkt 
steht. Das Spektrum reicht hier von 
Formen der aufsuchenden Verwal-
tung unter Einschluss von mobilen 
Anwendungen über kontextsensib-
le Lösungen (proaktive Erinnerun-
gen und Hinweise auf komplemen-
täre Leistungsangebote, intelligente 
und vorausgefüllte Formulare) bis 
hin zu Lösungen, die mit dem neu-
en verwaltungspolitischen Leitbild 
der „No-Stop-Verwaltung“ treffend 
beschrieben sind. Konkret ist damit 
gemeint, dass Adressaten aufgrund 
intelligenter IT-Lösungen beispiels-
weise nicht oder kaum noch mit der 
Abwicklung von Informationspflich-
ten behelligt werden müssen, Sta-
tistiken aus bereits vorhandenen 
Daten generiert werden und die Ver-
waltung beim Erkennen vorliegen-
der Voraussetzungen ihren Adressa-
ten von sich aus öffentliche Leistun-
gen anbietet (z. B. Förderprogram-
me) oder gewährt (z. B. Kindergeld).

Generell geht es um eine konse-
quente Reduzierung der Spür-
barkeit von Bürokratie im gesam-
ten Verfahrensverlauf, die auch 
durch eine Vereinfachung der in-
ternen und organisationsübergrei-
fenden Geschäftsprozesse sowie 
eine bessere Integration und Koor-
dination des Verwaltungshandelns 
auf IT-Basis zu erreichen ist. Hier 
gilt es auch, die, z.  T. mit Daten-
schutz-Killer-Argumenten bewehr-
te „Schießscharten-Sicht“ der 
Verwaltungen zu überwinden, die 
die bürokratischen Belastungen 
der Bürger und Unternehmen nur 
durch jene „Schießscharte“ wahr-
nimmt, durch die sie ihre Adressa-
ten mit den eigenen Anforderungen 
konfrontiert („beschießt“). Diese 
selektive Wahrnehmung blendet 

1 	 Im Einzelnen: Brüggemeier/Lenk (Hrsg.): Bürokratieabbau im Verwaltungsvollzug – Better Regulation zwischen Go-Government und No-
Government (= Schriftenreihe E-Government und die Erneuerung des öffentlichen Sektors, Bd. 12), Berlin  2011.

2 	 http://www.ech.ch/vechweb/page?p=news&nodeRef=workspace://SpacesStore/90fdad8d-128a-405e-83fd-9f6e11b41265 (02.08.12)
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aus, dass die Adressaten oft identi-
sche oder ähnliche Anforderungen 
in unterschiedlichsten Aufberei-
tungen auch gegenüber anderen öf-
fentlichen Stellen erfüllen müssen, 
die nicht selten sogar nur wenige 
Bürotüren weiter sitzen. Bei einer 
Überprüfung des Rentenantrags in 
Kanada stellte sich beispielswei-
se überraschend heraus, dass der 
30seitige Antrag durch die Integ-
ration von bereits an vielen Stellen 
in der Verwaltung gespeicherten In-
formationen komplett ersetzt bzw. 
vorausgefüllt werden kann. Unter 
Datenschutzaspekten ist hier nicht 
die Nutzung von bereits vorhande-
nen Daten mit dem Ziel einer er-
heblichen Bürokratie-Entlastung 
für die Adressaten zu monieren. 
Der eigentliche Missstand ist,  dass 
derzeit weder für den Bürger noch 
für die Verwaltung selber transpa-
rent ist, wo eigentlich welche Da-
ten über wen gespeichert sind.

Für die Realisierung eines Bürokra-
tieabbaus durch E-Government, der 
sich nicht in kurzsichtigen Einzel-
projekt-Betrachtungen erschöpfen 
will, bedarf es eines umfassenderen 
verwaltungswissenschaftlichen Be-
zugsrahmens. Im Sinne eines sol-
chen Bezugsrahmens ist Bürokra-
tieabbau durch E-Government ein 
„Bürokratieabbau per Design“. Die 
Vermeidung überflüssiger Bürokra-
tie wird zu einem integralen, ganz-
heitlichen Gestaltungsprinzip. Wie 
die Abbildung zeigt, ist Bürokra-
tieabbau per Design auf zwei kom-
plementären Wegen voranzubrin-
gen. Der Weg von unten setzt an 
bei der Gestaltung der technisch-
organisatorischen IT-Infrastruktu-
ren und weiteren Basispotenzialen 
des Verwaltungshandelns. Instituti-
onell wird dieser Weg vom IT-Pla-
nungsrat (ITP) begleitet und koor-
diniert. Der Weg von oben setzt an 
bei der politischen Regulierung, 
der Gestaltung von Recht und poli-
tischen Programmen (Rechtsetzung 
und Vollzug). Dieser Weg wird ins-
titutionell vom Nationalen Normen-

kontrollrat (NKR) begleitet. Bei-
de Wege treffen schließlich „in der 
Mitte“ auf der Ebene des Aufga-
benvollzugs aufeinander, bei der es 
um die Gestaltung von neuen Ge-
schäftsprozessen auf der Basis neu-
er Produktionsmodelle für eine ver-
netzte öffentliche Leistungserstel-
lung geht. Doch wer kümmert sich 
hier institutionell um die notwendi-
ge verwaltungspolitische Planung 
und Koordination? Der aufgespann-
te Bezugsrahmen verdeutlicht noch 
eine politisch-strategische Lücke, 
was die Institutionalisierung von 
gemeinsamen Anstrengungen von 
Bund, Ländern und Kommunen zur 
bürokratiesparenden Ausgestaltung 
von konkreten Verfahren und Pro-
zessen des Verwaltungsvollzugs mit 
IT– jenseits des Bundesrates – an-
belangt. 

Bürokratieabbau wird somit zum ei-
nen Top-down in den Kontext von 
„Better Regulation“ gesetzt, das 
freilich über Bürokratieabbau hi-
nausgeht und sich als internatio-
nales Leitbild der Staats- und Ver-
waltungsmodernisierung überdies 
keineswegs nur auf bessere Recht-
setzung beschränkt, sondern den 
gesamten Policy-Zyklus im Blick 
hat. Zum anderen wird Bürokratie-
abbau Bottom-up in den Kontext 
einer weitreichenden „E-Transfor-
mation“ der öffentlichen Aufgaben-
wahrnehmung gestellt. 

Inwiefern begünstigen die beiden 
aufgezeigten Wege die Chancen 
für einen nachhaltigen Bürokratie-
abbau? Bottom-up: Mit dem Auf-
bau neuer Infrastrukturen für ver-
netztes und bürokratiesparendes 
E-Government in gemeinsamer 
Verantwortung kann ein Leistungs-
potenzial geschaffen werden, das 
nicht nur eine ganzheitlich büro-
kratiesparende Durchführung von 
derzeitigen Leistungsprozessen er-
möglicht, sondern ebensolche Lö-
sungen für heute noch gar nicht 
bekannte politische Programme 
und Maßnahmen vorhält. Ein Bei-
spiel für derartige Infrastrukturen 
ist der FRESKO-Prozessor bzw. 
der im Kern auf diesem Konzept 
basierende P23R.3 Dabei handelt 
es sich um ein regelbasiertes In-
formationssystem, das – wenn al-

les gut geht – als „Compliance En-
gine“ einmal die unterschiedlichs-
ten Informationspflichten von Un-
ternehmen effizient und nahezu 
belästigungsfrei nach dem Prin-
zip der No-Stop-Verwaltung abwi-
ckeln wird. Ein anderes Beispiel 
eines bürokratiesparenden Infra-
strukturansatzesfür die vernetzt 
arbeitende No-Stop-Verwaltung 
wäre das Konzept des Datenpoin-
ternetzwerks (DPN).4 Es sieht ein 
behördenübergreifendes Informa-
tion Sharing auf der Basis eines 
zentralen Referenzierungssystems 

Bürokratieabbau per Design – zwei Wege.

3 	 Schilling/Brüggemeier et al., Spürbare Bürokratie-Entlastung, in: Verwaltung & Management, H.1/2011.; http://www.p23r.de/start/ 
(02.09.12).

4 	 Brüggemeier, Das Konzept des Datenpointernetzwerks, in: Verwaltung & Management, H.6/2011.  



AWV-Informationen 5/2012 9

vor. Zugleich wäre mit dem DPN 
die von Datenschützern und der 
Nationalen E-Government-Strate-
gie zu Recht geforderte umfassen-
de Transparenz realisierbar („Da-
tenschutz 2.0“).

Top-down: Die neue, bewirkensori-
entierte Verbindung von Rechtset-
zung bzw. Regulierung und Voll-
zugsplanung zielt darauf ab, früh-
zeitig bei der Planung neuer Geset-
ze bzw. politischer Programme und 
Maßnahmen zu bedenken, wie sie 
im Lichte von E-Governmentopti-
mal vollzogen werden können. Die 
Verpflichtung zur ex-ante-Abschät-
zung des sog. Erfüllungsaufwands 
(Zeit, Kosten) für die Befolgung 
von bundesrechtlichen Vorschriften 
für Wirtschaft, Bürger und Verwal-
tung weist in die richtige Richtung 
(NKRGÄndG v. 16.03.2011). Voll-
zugsalternativen müssen systema-
tisch erkannt und bewertet werden, 
damit nicht nur eine Überwälzung 
von Bürokratie geschieht, sondern 
überflüssige Bürokratie ganzheit-
lich vermieden wird. Denkbar sind 
hierbeispielsweise „No-Stop-Ge-
setze“, die von vornherein den Weg 
für bürokratiesparende Vollzugs-
strategien ebnen oder eine flankie-
rende „Ask-once“-Gesetzgebung, 
mit der die Mehrfachabfrage iden-
tischer Daten eingeschränkt oder 
gar verboten wird (so z. B. im Un-
ternehmensserviceportalgesetz in 
Österreich). Allerdings sind Recht-
setzung und Vollzug in Deutsch-
land mit Verfassungskraft getrennt. 
Schon insofern ist eine arbeitstei-
lige, gestufte Konkretisierung der 
Vollzugsgestaltung erforderlich, zu 
deren Unterstützung wir mit „In-
novation Impact Assessment“5 und 
„Open Choice“6 bereits an anderen 
Stellen geeignete Vorgehensmodel-
le aufgezeigt haben.

In Anbetracht des ausgepräg-
ten deutschen Exekutivföderalis-

mus wird es spannend sein, zu 
beobachten, wie zukünftig mit 
politischen Programmen umge-
gangen wird, bei denen ein zen-
traler oder kooperativer Verwal-
tungsvollzug mit IT den Erfül-
lungsaufwand offenkundig deut-
lich senken würde. Wird sich das 
Modell„Bildungspaket“ durchset-
zen (Verwaltungsvollzug als „E-
Government-freie Zone“, Abwick-
lung über tausende Kommunen, 
Bürokratie-Chaos und Zumutun-
gen für alle Beteiligten, unzurei-
chende Wirkung, 20 % kalkulier-
te Verwaltungskosten allein für 
die Verwaltung selbst)7 oder das 
Modell „Umwelt- bzw. Abwrack-
prämie“ Schule machen (effizien-
ter, bürokratiearmer und schnel-
ler, konjunkturwirksamer Vollzug 
durch eine Bundesoberbehörde, 
komplett elektronisches Antrags-
verfahren über ein Internetportal, 
tatsächliche Verwaltungskosten: 
0,04 %)?8 

Jedenfalls entfaltet der neue Ar-
tikel 91c Grundgesetz, aber auch 
das neue Mandat des Normenkon-
trollrats  (Erfüllungsaufwand), eine 
neue Dynamik, welche die Bestre-
bungen für eine tatsächlich dauer-
haft weniger spürbare Bürokratie 
im Sinne eines „Easy Government“ 
mit IT spürbar voran bringen könn-
ten. Ob dies gelingt, wird nicht zu-
letzt davon abhängen, ob Nationa-
ler Normenkontrollrat und IT-Pla-
nungsrat zueinander finden. Mit 
einem Dialogforum zum „Bürokra-
tieabbau durch E-Government“ auf 
dem Verwaltungskongress Effizien-
ter Staat 2012 wurde dazu ein po-
sitiver und hoffnungsvoll stimmen-
der Anfang gemacht, der nun ver-
tieft und verstetigt werden sollte.

Prof. Dr. Martin Brüggemeier ist Professor für 
Public Management an der Hochschule für 
Technik und Wirtschaft (HTW) Berlin. Kon-
takt: martin.brueggemeier@htw-berlin.de

5 	 Lenk, Innovation Impact Assessment, in: Brüggemeier/Lenk 2011 (s.o., Fn.  1).  
6 	 Brüggemeier, Open Choice, in: Schliesky/Schulz, Die Erneuerung des arbeitenden Staa-

tes, Baden-Baden 2012.
7 	 http://www.government2020.de/blog/?p=871 (02.09.12).
8 	 http://www.bafa.de/bafa/de/wirtschaftsfoerderung/umweltpraemie/publikationen/ump_

abschlussbericht.pdf (02.09.12).

Impulsveranstaltung
Public Sector Information – 
Wirtschaft und Verwaltung  
im Dialog
Mannheim IHK Rhein-Neckar L 1,2

Wir möchten Sie herzlich zur Im-
pulsveranstaltung „Public Sec-
tor Information –  Wirtschaft und 
Verwaltung im Dialog“ am 25. Ok-
tober 2012   in der Metropolregi-

on Rhein-Neckar 
einladen. 

Gegenstand der 
Kooperationsver-
anstaltung des 
Bundesministeri-
ums für Wirtschaft 
und Technologie, 
der Metropolregi-
on Rhein Neckar 
GmbH und der Ar-
beitsgemeinschaft 

für wirtschaftliche Verwaltung e. V. 
ist der Vorschlag der EU-Kommis-
sion zur Novellierung der Richtli-
nie 2003/98/EG über die Weiterver-
wendung von Informationen des öf-
fentlichen Sektors. 

Gemeinsam mit Ihnen wollen wir 
herausarbeiten, welche Potenzi-
ale und Herausforderungen mit 
der Novellierung der PSI-Richtli-
nie einhergehen. Praxisbeispiele 
sollen dazu beitragen, den Fach-
austausch möglichst bedarfs- und 
nutzerorientiert zu gestalten und 
aufzeigen, wie schon heute Daten 
der öffentlichen Hand digital be-
reitgestellt und für die Gestaltung 
neuer Produkte oder Dienstleis-
tungen weiterverwendet werden.

Wir freuen uns auf Ihr Kommen 
und einen interessanten Dialog!

Anmeldung bitte bis zum 12. Oktober 
2012 bei Laura Stein unter
Tel.: + 49 (0) 61 96 7 77 26-27
Fax: + 49 (0) 61 96 7 77 26-51
E-Mail: stein@awv-net.de

Die Veranstaltung ist kostenfrei.
Eine Anmeldung ist erforderlich. Die Teil-
nehmerzahl ist begrenzt.


